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Wohlfahrtsverbände schlagen Alarm K
Soziale Träger rufen zu einer Protestveranstaltung am 21. Oktober auf Das

VON ALEXANDER RIEDEL nächste Aufschlag mit der Erhöhung
um 200 Euro und dann noch ein-
mal 5,5 Prozent. „Spätestens dann
werden Träger Liquiditätsprobleme
bekommen und vor der Überschul-
dung stehen“, warnt Kap.

Schon jetzt führe das finanzielle

kurzfristig auch die befristete Ein-
stellung dringend gebrauchten Per-
sonals ermöglicht. Aber nach dem
31. Dezember endet die Förderung.

Ulrike Kilp ordnet das Missver-
hältnis zwischen Zuwendungen
und Bedarf anhand der Kinderta-
gesstätten ein: Für das kommende
Kita-Jahr habe das Landeskabinett
eine zusätzliche Finanzspritze von
100 Millionen Euro beschlossen. Ge-
braucht würde aber eigentlich der
dreifache Betrag.

Nun wollen die Träger, die Be-
völkerung mobilisieren: Gemein-
sam mit dem Forum Jugend und
Soziales Solingen ruft die AG Freie
Wohlfahrtspflege für kommenden
Samstag, 21. Oktober, um 12 Uhr
zu einer Protestveranstaltung auf:
Unter dem Motto „Solingen bleibt
sozial! Wir sind am Limit!“ wollen
die Beteiligten vom Rathaus zum
Fronhof ziehen. „Die Situation“,
betont Nurten Öztürk von der AG
Freie Wohlfahrtspflege, „betrifft die
ganze Gesellschaft.“ Schon am Don-
nerstag, 19. Oktober, um 11.55 Uhr
findet unter dem Motto „Es ist 5 vor
12“ eine Kundgebung der Wohl-
fahrtsträger vor dem Düsseldorfer
Landtag statt.

VON '

SOLINGEN Der Begriff „Kipppunkt“
fand zuletzt in öffentlichen Dis-
kussionen immer öfter Verwen-
dung. Meist ging es darin um den
Klimawandel und die Angst vor der
Schwelle, jenseits derer sich drama-
tische Veränderungen nicht mehr
aufhalten lassen. Vor einem solchen

„Kipppunkt“ sehen sich aber derzeit
auch die Träger sozialer Angebote.
Denn die beklagen eine unheilvol-
le Melange aus steigenden Kosten
durch hohen Energiepreise und
die diesjährigen Tarifabschlüsse
bei gleichzeitig mangelnder Finan-
zierung durch die öffentliche Hand.

„Seit diesem Jahr beschleunigen
sich Prozesse von selbst, geraten
außer Kontrolle und sind nicht mehr

rückgängig zu machen, wenn das
Land NRW als wesentlicher Förder-
mittelgeber nicht schnellstmöglich
die Finanzierung den Tarifabschlüs-
sen 2023 anpasst“, zeichnet Ulrike
Kilp, Geschäftsführerin des Diakoni-
schen Werks des Evangelischen Kir-
chenkreises in Solingen, ein düste-
res Bild der Situation. Um 14 Prozent
seien die Personalkosten gestiegen

und im März 2024 kommt der
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Ungjeichgewicht zu Einschränkun
gen, ergänzt Dr. Christoph Hum-
burg, Direktor des Caritasverbands
Wuppertal/Solingen. Der etwa müs-
se bereits an einigen Schulen die
Frühbetreuung im offenen Ganztag
einstellen. Aber auch andere Ange-
bote der Eckpfeiler Bildung, Sozia-
les und Gesundheit seien gefährdet
- und das in Zeiten, in denen der Be-
darf an Hilfsprogrammen steige. Die
Anfragen an die Schuldnerberatung
der Diakonie seien zum Beispiel ex-
plosionsartjg angewachsen, berich
tet Ulrike Kilp.

Vor allem die Düsseldorfer Land-
regierung sieht man bei der Arbeits-
gemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege, zu der neben Caritas
und Diakonie auch Arbeiterwohl-
fahrt, Deutsches Rotes Kreuz, jüdi-
scher Wohlfahrtsverband und Pa-
ritätischer gehören, in der pnicht.
Zwar hätten die Mittel aus dem
Stärkungspakt NRW in diesem Jahr


